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Udo Bonn, -Kandidat für das Amt des Oberbürgermeisters in Düsseldorf  

Anmoderation: Die Bezirksregierung Düsseldorf (BR) hatte aufgrund der hohen 

Luftschadstoffbelastung der Stadt 2018 mit einem großflächigen Dieselfahrverbot 

gedroht.  

Diese Einschränkung könnte jedoch abgewendet werden, wenn die Stadt zeitnah 

verfügbare Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität ergreift, wie z. B. weiträumig 

Tempo 30, stationäre Geschwindigkeitsüberwachungen, innerstädtisches Fahrverbot, 

Umweltspuren, LKW-Fahrverbote, Citymaut, Umwidmung von Fahrstreifen in Radwege, 

Anhebung der Parkgebühren, etc. 

Bis in Düsseldorf mehr Radwege Kilometer, digitale Verkehrsleitsysteme, neue 

emissionsarme Busse und zusätzliche Stadtbahnen verfügbar sind, wird die BR nicht 

warten. 

Nachdem SPD, GRÜNE und FDP das Amt für Verkehrsmanagement mit der 

Einrichtung von Umweltspuren beauftragt hatten, fegte im Herbst 2019 die Kritik an 

den Umweltspuren wie ein Orkan über die Stadt; selten wurde in Düsseldorf ein Streit 

über einen vergleichbaren Zeitraum so wütend und aggressiv geführt. 

Es ist erwartbar, dass einige OB-Kandidaten im Wahlkampf den Ärger über die 

Umweltspuren vordergründiger thematisieren werden als die Maßnahmen, die sie zur 

Verbesserung der Luftqualität bevorzugen würden. 

2020 empfiehlt es sich daher, besonders wachsam hinzuhören und hinzuschauen. 

Dies gilt auch für alle Wahlkampfversprechen, die in Verbindung mit weiteren 

stadtrelevanten Themen stehen, wie z. B. Reduzierung der klimaschädlichen Emissionen, 

Schaffung von bezahlbaren Wohnraum, etc. 

Für das Amt des Oberbürgermeisters schickt die Düsseldorfer LINKE einen Kandidaten 

ins Rennen, der sich in der Vergangenheit politisch u. a. um die Bereiche Arbeit und 

Soziales gekümmert hatte. 

In dieser Ausgabe dreht es sich um die Themen, die im Wahlkampf bis zum 13. 

September im Vordergrund stehen - Ende der Anmoderation. 
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DSdD: Herr Bonn, für welche der eingangs genannten Maßnahmen zur 

Verbesserung der Luftqualität hätten Sie sich als Düsseldorfer 

Oberbürgermeister anstelle der Umweltspuren ausgesprochen, oder lehnen Sie 

alle Sofortmaßnahmen ab und würden stattdessen ein Dieselfahrverbot 

akzeptieren? 

Udo Bonn: 

Ein Dieselfahrverbot wäre wohl eine der letzten Maßnahmen, die ich 

durchführen wollte. Bevor ich aber auf die Maßnahmen, die die Stadt 

unternehmen könnte, eingehe, will ich betonen, dass ein Düsseldorfer OB sich 

mit anderen Oberhäuptern von Kommunen dafür einsetzen müsste, dass die 

Autokonzerne die von ihnen hergestellten Fahrzeuge auf eigene Kosten 

umrüsten. Denn sie sind die Verursacher der gesundheitsschädlichen 

Emissionen.  

Seit den 70er-Jahren haben sich mit der autogerechten Stadt die 

Lebensbedingungen der Anwohner*innen der großen Ausfallstraßen mit dem 

gestiegenen Lärm und den Abgasen kontinuierlich verschlechtert. Meistens sind 

es gerade Menschen mit kleinem Einkommen, die diesen Belastungen bewusst 

ausgesetzt wurden, die Mieten in ruhigen Nebenstraßen und teuren Vierteln 

können sie sich nicht leisten. Als Sozialist muss ich feststellen: 

Gesundheitsbelastungen durch Lärm und Emissionen sind auch eine soziale 

Frage. 

Was ist also heute dringend zu tun? 

Die Umweltspuren sind eine Notmaßnahme. Unter der CDU/ FDP-Ratsmehrheit 

und in den ersten Ampeljahren ist nichts gegen Lärm-und Abgasemissionen 

getan worden. Und heute: Diejenigen Parteien, die aus wahltaktischen Gründen 

gegen die Umweltspuren sind, bieten keine unmittelbar wirkenden Alternativen 

an, sie verweisen auf den St. Nimmerleinstag. Sie tun das, was sie in dieser Frage 

immer getan haben, nämlich nichts. 
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Ich will, dass Tempo 30 schnell im innerstädtischen Bereich eingeführt werden, 

dass durchgängig sichere Fahrradwege eingerichtet werden. Sicher, damit auch 

Kinder  

angstfrei mit dem Rad zur Schule fahren können. Sicher, damit auch für ältere 

Menschen das Rad zum täglichen Transportmittel werden kann. 

Allerdings, und das halte ich für zwingend, muss der öffentliche Personen-

Nahverkehr zu einer attraktiven Alternative zum Auto ausgebaut werden: Mehr 

Bahnen, mehr Qualität, als Übergang  ein 30 Euro-Monatsticket und ein 10 Euro 

Sozialticket, auch für Schüler*innen und Senior*innen. Und dann ein ticketloser 

ÖPNV im Regionalgroßverbund, um auch die Pendler*innen vom Vorteil des 

Öffentlichen zu überzeugen. Verkehrswende bedeutet: kein Sowohl als Auch, 

sondern klarer Kurs in eine andere Richtung. 

DSdD: Neben Wohnen zählt die Mobilität in Düsseldorf zu den relevantesten 

bezirksübergreifenden Themen. Hätten Sie es begrüßt, wenn die Entscheidung 

über die Maßnahmen zur Luftschadstoffentlastung mit einen sorgfältig 

vorbereiteten Bürgerentscheid herbeigeführt worden wäre?  

Udo Bonn: 

Bürgerentscheide werden von einzelnen Bürger*innen oder Initiativen 

losgetreten, ihr Vorteil ist, dass das vorangehende Bürgerbegehren mit seinen 

Unterschriftensammlungen zu Diskussionen und Meinungsbildungen führt. Das 

halte ich natürlich für positiver, als solche Entscheidungen oft nur nach 

einmaliger Debatte im Rat oder im Ausschuss zu beschließen. Allerdings muss 

bei Bürgerentscheiden, die Frage soll gestellt sein, dass sie nur mit ja und nein 

beantwortet werden kann. Was also bislang leider nicht geht, ist, dass 

Bürger*innen aus einem Maßnahmenkatalog das für sie Sinnvollste aussuchen 

können. 
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DSdD: Beim Bebauungsplanverfahren ist die Bürgerbeteiligung vorgegeben. 

Welche Umstände könnten dazu führen, dass Sie sich als Oberbürgermeister 

ohne Vorgabebindung für einen Bürgerentscheid aussprechen würden? 

Udo Bonn: 

Ich glaube, ein OB muss sich positionieren und für das eintreten, was sie oder er 

für richtig hält. Das ist die eine Seite. Die andere Seite aber ist, die Beteiligung 

der Bürger*innen nicht nur zu ermöglichen, sondern die Beteiligung zu fördern. 

Dazu müssen die Bürger*innen-Versammlungen auf Viertel-Ebene ausgebaut 

werden, sie dürfen nicht davon abhängig gemacht werden, ob ein OB das will 

oder nicht. Und letztendlich gibt es die Möglichkeit des Bürgerbegehrens/ des 

Bürgerentscheids, um Beschlüsse des Stadtrats zu kippen oder zu ersetzen. Deren 

Initiator kann allerdings nicht der OB sein. 

DSdD: In der laufenden Legislatur wurden von den angekündigten 300 Radwege 

Kilometer nur 27 realisiert. Wenn in der freien Marktwirtschaft von den 

vorgegebenen 100 % nur 9 % geleistet werden, rollen Köpfe. 

Welche Instrumente fordern Sie, damit sich in Düsseldorf solche kapitalen 

Versäumnisse nicht wiederholen? 

Udo Bonn: 

Die Pläne von 2014 für die Schaffung eines Radhauptnetzes sind in der Tat 
krachend gescheitert. 
Ich würde, als OB folgende Schritte vorschlagen: 
 
1. Einstellung von jungen Planer*innen, die sich mit Planungen für Radverkehr 
auskennen und diese umsetzen wollen. 
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2. Intensive Nutzung der Vorbilder aus anderen erfolgreichen Städten, wie zum 
Beispiel Paris, Kopenhagen, Bogota, New York. 
 
3. Aufhebung der Trennung von Radhauptnetz und Bezirksradwegenetz. 
 
4. Priorität der Verkehrsplanung vor Designerwünschen 
 
5. Keine Abgabe verkehrspolitischer Bereiche an fachfremde Ämter. Zum Beispiel 
die Einführung des Knotenpunktnetzes an die Düsseldorfer 
Marketinggesellschaft, die diese Arbeit nicht ausführt, weil „Fahrradtourismus 
keine Rolle für Düsseldorf spielt“ 
 
6. Durchführung der Beschlüsse des Rates und des OVAs. (Ordnungs- und 
Verkehrsausschusses). Zum Beispiel Zertifizierung der Stadt als 
fahrradfreundlicher Arbeitgeber und Asphaltierung aller neuen Radwege. 

DSdD: In Düsseldorf wurden die Bereiche Ordnung und Verkehr entkoppelt und 

stattdessen Stadtentwicklung mit Verkehr verknüpft. Theoretisch sinnvoll, 

praktisch jedoch aus vielen Gründen hinter den Erwartungen geblieben. 

An welchen Stellen würden Sie als Düsseldorfer Oberbürgermeister den Hebel 

ansetzen, damit diese stadtbedeutsamen Ressorts besser zusammenfinden? 

Udo Bonn:  

Die Trennung der Bereiche Ordnung und Verkehr ist richtig.  
Falsch hingegen ist die Zusammenlegung von Verkehr und Stadtplanung. 
Diese wichtigen Bereiche müssen einzelne Ressorts bleiben, da beide sehr  
wichtig für die Stadt sind und keine personellen Einschränkungen  
vertragen. 
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DSdD: Neben Verkehr zählt Wohnen zu den Bereichen, in denen Politik viel 

Vertrauen durch folgenlose Ankündigungen verspielt hat. Welche zielführenden 

Weichenstellungen würden Sie im Fall Ihrer Wahl zum Oberbürgermeister gegen 

den eklatanten Mangel an bezahlbaren Wohnraum vornehmen?  

Udo Bonn: 

Im Moment mehren sich ja die Erfolgsmeldungen über Grundsteinlegungen für 

neue Wohneinheiten, jetzt auch vermehrt für Wohnungen mit Sozialbindung.  

Wir wollen die städtische Wohnungsbaugesellschaft SWD zum Hauptplayer der 

Düsseldorfer Wohnungspolitik ausbauen. Die SWD soll in Zukunft 

ausschließlich Wohnungen mit dauerhafter Sozialbindung bauen und verwalten, 

alte und neuerworbene Grundstücke der Stadt werden nur der SWD übergeben. 

Nur so kann ein Gegentrend gegen die Macht der Immobilienkonzerne aufgebaut 

werden. 

Gegen Leerstand, das sich immer mehr ausweitende Unwesen von illegalen 

Ferienwohnungen, gegen Mietwucher und Umwandlungen in 

Eigentumswohnungen ist die Stadt sowohl unter den beiden CDU-OBs wie auch 

unter Thomas Geisel untätig gewesen. 

Dabei hätte die Stadt zwei Instrumente, um dieser Dynamik Einhalt zu bieten:  

Eine Zweckentfremdungssatzung, die, anders als die zahnlose Variante des 

Ampelbündnisses, wirklich eingreift und auch sanktioniert und dafür auch mit 

städtischem Personal ausgestattet ist. 

Und es braucht eine Milieuschutzsatzung, für die ein breites Düsseldorfer 

Bündnis ein Bürgerbegehren auf den Weg gebracht hat und für das im Moment 

Unterschriften gesammelt werden.  
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DSdD: Jetzt geht es um unser Lebenserhaltungssystem: Auf welche 

Maßnahmenzusagen gegen den menschenverursachten Klimawandel können sich 

die DüsseldorferInnen im Fall Ihrer Wahl zum Stadtoberhaupt in der ersten 

Hälfte der bevorstehenden Legislatur einstellen? 

Udo Bonn: 

Wie ich oben ausgeführt habe, ist eine der notwendigen Maßnahmen die 

Umsetzung einer tatsächlichen unumkehrbaren Verkehrswende, weg vom 

automobilen Individualverkehr, hin zu Rad, Bus und Bahn, Förderung des 

Fußverkehrs. Dies muss schnell geschehen, hier muss gezielt investiert werden 

und Gelder aus unsinnigen Projekten wie der U81 abgezogen werden. 

Die Stadt wird die Bürger*innen ausschließlich mit erneuerbarer Energie 

versorgen, Dach- und Wandbegrünungen an städtischen Gebäuden werden zur 

Selbstverständlichkeit, das ist kurzfristig umsetzbar. Das ist schon sehr viel, aber 

es muss mit der gewohnten Haltung, es Allen recht machen zu wollen, gebrochen 

werden, wenn wir die Klimaneutralität in Düsseldorf in 10 Jahren erreichen 

wollen.  

DSdD: Haben Sie bis hierhin vielen Dank für Ihre Ausführungen. Abschließend 

erhalten Sie die Gelegenheit, Werbung in eigener Sache zu machen: Warum 

sollen sich die Wahlberechtigten am 13. September für den OB-Kandidat- Udo 

Bonn entscheiden? 

Udo Bonn: 

Wenn Menschen von außerhalb nach Düsseldorf kommen, wollen sie auf die Kö, 

in die Altstadt, vielleicht zum Kö-Bogen. Dafür polieren die anderen Parteien die 

Fassade der Stadt auf. Da wird schon mal öffentlicher Raum, wie der Heinrich 

Heine Platz, im Interesse von Investoren umgestaltet. 
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Aber das wirkliche Leben der Düsseldorfer*innen findet in den Stadtvierteln 

statt. Hier fehlt es an Jugendclubs, an schicken Treffs für Senior*innen, an 

wohnortnahen Kitas und manchmal auch schon an Einkaufsmöglichkeiten. Hier 

entscheidet sich, ob wir solidarisch miteinander umgehen oder uns nach 

Religion, Herkunft, Aussehen spalten lassen. Hier entscheidet sich, ob durch die 

wirtschaftlichen Einbrüche durch Corona ganze Bevölkerungsgruppen 

zurückgelassen werden oder nicht. Für die Menschen in den Vierteln möchte ich 

OB sein. Dazu muss man sich aber auch mit den Vermögenden anlegen wollen.      

Pressefoto: Udo Bonn 
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